
zu diesem Gesetz zugleich, auch die erwähnten Steuer­
tabellen recht bald fertiggestellt werden, damit un­
serem Handwerk auch schon in aller Kürze die mit die­
sem Gesetz vorgesehenen Erleichterungen zum Bewußt­
sein kommen.

Im Namen der Fraktion der Liberal-Demokratischen 
Partei habe ich also die besondere Freude, die volle Zu­
stimmung zu diesem Gesetz zu versichern. Meine Frak­
tion ist der Überzeugung, daß dieses Gesetz nicht nur 
die freudige und vorbehaltlose Zustimmung des gesam­
ten Hohen Hauses finden wird, sondern darüber hinaus 
bei unserem Handwerk und nicht zuletzt im gesamten 
deutschen Volk ungeteilten Beifall und absolute Aner­
kennung finden wird als ein weiteres eindeutiges Zei­
chen des stetigen Aufstiegs aus eigener Kraft.

(Beifall)

Vizepräsident Homann:
Für die Fraktion der National-Demokratischen Partei 

Deutschlands erteile ich dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Feldmann das Wort.

Abg. Dr. Feldmann (NDPD):
Meine Damen und Herren! Der heute zu verabschie­

dende Gesetzentwurf der Regierung steht im engen Zu­
sammenhang mit dem Gesetz zur Förderung des Hand­
werks, das wir vor vier Wochen in diesem Hause ver­
abschiedet haben, jenem Gesetz, das die Existenzgrund­
lagen des Handwerks verankert, ihm seinen festen und 
sicheren Platz in unserer demokratischen Wirtschaft ein­
räumt und die friedliche Entfaltung seiner Tätigkeit 
garantiert. Die Zustimmung,' die dieses Gesetz im ge­
samten Handwerk gefunden hat, ist ein Beweis dafür, 
daß das Gesetz gut ist und dem Handwerk die Gewiß­
heit der gesicherten Existenz gegeben hat. Diese Über­
zeugung des Handwerks ist insbesondere auch gestärkt 
worden durch den Fünf jahrplan, den die Regierung be­
reits in seinen Grundzügen angenommen hat und der die 
außerordentliche Steigerung der Produktion des Hand­
werks um 60 Prozent vorsieht.

In dem Grundgesetz des Handwerks vom 9. August 
1950 ist im § 7 auch die Verbesserung der Besteuerung 
des Handwerks festgelegt. Das uns heute vorliegende 
Gesetz enthält die Grundlagen dieser neuen Besteuerung 
des Handwerks. Das Gesetz ist deshalb eine Maßnahme 
zur Verwirklichung einer wichtigen Bestimmung des Ge­
setzes zur Förderung des Handwerks und muß daher 
sowohl seinen Vorschriften wie aber auch in der Durch­
führung im einzelnen dem Charakter und dem Ziel 
dieses Gesetzes entsprechen.

Das Gesetz vom 9. August 1950 stellt als Richtlinie 
für die gesetzliche Regelung der Besteuerung des Hand­
werks drei Aufgaben: einmal die Besteuerung des Hand­
werks zu vereinfachen, zum anderen sie der steuerlichen 
Leistungsfähigkeit des Handwerks anzupassen und 
schließlich auch von der steuerlichen Seite her einen 
Anreiz zur Steigerung der Produktion und zur Entfal­
tung der Initiative des Handwerks zu geben, um das 
Handwerk in den Stand zu setzen, die größeren Auf­
gaben, die ihm unsere kommende Wirtschaftsentwick­
lung stellt, zu lösen.

Wir Nationalen Demokraten begrüßen den vom Wirt­
schaftsausschuß im Einvernehmen mit den Vertretern 
der Regierung empfohlenen Gesetzesvorschlag in abge­
änderter Form, der die Grundlage und den Rahmen für 
die neue Besteuerung des Handwerks festlegt und damit 
auch unseren Vorschlägen, die wir in unseren „12 Grund­
sätzen für eine gesetzliche Regelung der Handwerks­
frage" vom 14. Juli 1950 vorschlugen, Rechnung trägt.

Insbesondere begrüßen wir die außerordentliche Ver­
einfachung der Besteuerung des Handwerks. Ihr liegt das 
Prinzip der Normativbesteuerung zugrunde, das auf der 
Grundlage der Bruttolohnsumme bzw. des Materialein­

satzes fixe Steuerbeträge festlegt. Damit kommt einmal 
die Vielzahl der einzelnen Steuerarten beim Handwerk 
in Fortfall, die in der Vergangenheit den Handwerker zu 
einer komplizierten Buchführung nötigte, seine Arbeits­
zeit und auch seine sonstigen Aufwendungen in hohem 
Maße in Anspruch nahm, und zum anderen fallen dem 
Handwerker nach Entrichtung seiner festen Steuer­
beträge alle Mehrleistungen unverkürzt zu. Das bedeu­
tet einerseits, daß der Handwerker mehr Zeit gewinnt 
für seine berufliche Tätigkeit, andererseits aber, daß der 
Handwerker einen starken Anreiz zur Produktion von 
mehr und besseren Gebrauchsgütern erhält. Die Norma­
tivbesteuerung gewinnt damit die Bedeutung eines wich­
tigen Mittels, auch von der steuerlichen Seite her die 
Erfüllung und Übererfüllung der dem Handwerk im Rah­
men der Volkswirtschaftspläne zufallenden Aufgaben zu 
fördern.

Der Übergang zur Normativbesteuerung ist zugleich 
aber auch der Ausdruck unserer gesicherten wirtschaft­
lichen Entwicklung. Während in einer Wirtschaft, die 
von dem Auf und Ab konjunktureller Schwankungen 
bis zu verheerenden Wirtschaftskrisen erschüttert wird, 
eine Normativbesteuerung in der Zeit der rückläufigen 
Bewegung zur ernsten Existenzbedrohung führen muß, 
ist diese Gefahr in unserer demokratischen und planvoll 
sich entwickelnden Wirtschaft, die weder Krisen noch 
Rückschläge kennt, nicht nur nicht vorhanden, sondern 
im Gegenteil, sie führt bei der stetigen Aufwärtsentwick­
lung unserer Wirtschaft zu ständig größeren Erleichte­
rungen für das Handwerk.

Die neue Besteuerung des Handwerks ist aber nicht 
nur in denkbar größtem Maße vereinfacht, sondern sie 
trägt auch, wie aus den Ausführungen des Regierungs­
vertreters hervorgeht, für das Handwerk insgesamt ge­
sehen, seiner steuerlichen Leistungsfähigkeit Rechnung. 
Sowohl gegenüber dem vom Handwerk nach der bis­
herigen Steuergesetzgebung aufzubringenden Steuersoll 
wie auch nach seinen effektiven Steuerleistungen im ver­
gangenen Jahr werden die Steuerleistungen des Hand­
werks insgesamt eine nicht unerhebliche Senkung erfah­
ren. Das bedeutet, daß bei einer richtigen Verteilung 
der Steuern auf der Grundlage der Bruttolohnsummen 
bzw. des Materialeinsatzes das Gesetz vor allem den­
jenigen zugute kommen wird, die in der Vergangenheit 
steuerehrlich waren.

Der § 7 des Gesetzes zur Förderung des Handwerks 
sieht jedoch nicht nur eine Anpassung an die steuerliche 
Leistungsfähigkeit des gesamten Handwerks vor, son­
dern natürlich auch die Anpassung an die Leistungsfähig­
keit der einzelnen Handwerksbetriebe. In diesem Zu­
sammenhang muß auf die Steuertarife eingegangen wer­
den, die ursprünglich dem Gesetzentwurf als Anlagen 
beigelegen haben.

Aufgrund des umfangreichen Materials, das die Na­
tional-Demokratische Partei Deutschlands für die Beur­
teilung der Auswirkungen dieser Steuertarife gegenüber 
den bisherigen Steuerleistungen gesammelt hat, zeigte 
sich, daß die nur auf drei Ortsklassen und den Brutto­
lohnsummen aufbauenden Steuerbeträge zu dem Ergeb­
nis führten, daß eine Reihe von Handwerksbetrieben un­
verhältnismäßig und im volkswirtschaftlichen Interesse 
nicht vertretbar begünstigt wurden, während andere 
Handwerksbetriebe bedeutende Mehrleistungen hätten 
erbringen müssen. Wir haben unsere Vorschläge, die auf 
zahlreichen Anregungen und Hinweisen aus dem Hand­
werk beruhen, dem Finanzministerium unterbreitet und 
in mehrfachen Besprechungen dargelegt. Wir begrüßen 
deshalb die im Einvernehmen mit dem Wirtschaftsaus­
schuß und den Regierungsvertretem vorgeschlagene Ab­
änderung des Gesetzentwurfes durch Zurückstellung der 
Steuertabellen und die dadurch notwendig gewordene 
Einfügung des § 7/ der die Richtlinien für die Erstellung 
der Steuertarife enthält. Danach sind die Tarife für jede
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